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Hohe Anforderungen an die Haftungsprivilegierung eines Geschäftsführers im Rahmen 
der Business Judgement Rule 
 
In einer kürzlich veröffentlichen Entscheidung (Beschluss vom 14. Juli 2008, II ZR 202/07) nahm der 
Bundesgerichtshof erstmalig zur Anwendung der sogenannten Business Judgment Rule auf den GmbH-
Geschäftsführer nach der Kodifizierung dieser Regel in § 93 Abs. 1 S. 2 AktG Stellung. Danach setzt eine 
Haftungsprivilegierung des Geschäftsführers einer GmbH im Rahmen des ihm zustehenden 
unternehmerischen Ermessens voraus, dass das unternehmerische Handeln auf einer sorgfältigen 
Ermittlung der Entscheidungsgrundlagen beruht. Insbesondere muss er alle verfügbaren 
Informationsquellen ausschöpfen. 
 
 
1. Sachverhalt 
  
Der Beklagte wird als Geschäftsführer einer 
GmbH auf Haftung gemäß § 43 Abs. 2 GmbHG 
in Anspruch genommen, weil er bei der Um-
finanzierung von Krediten der Klägerin seine 
Pflichten als Geschäftsführer verletzt hatte. Die 
vorzeitige Kündigung von Darlehen hatte zu 
Vorfälligkeitsentschädigungen, Umfinanzierungs-
kosten und Mietnachteilen in Höhe von ins-
gesamt über 2 Millionen Euro geführt. 
 
 
2. Die Entscheidung 
 
Der Bundesgerichtshof hatte sich im Wesent-
lichen mit prozessualen Fragen zu beschäftigen, 
in Folge derer er das Urteil der Vorinstanz auf-
hob und die Sache an einen anderen Senat des 
Berufungsgerichts zurückverwies.  
 
Gesellschaftsrechtlich bedeutsam ist allerdings 
der – recht ausführliche – Hinweis des Bundes-
gerichtshofs für das weitere Verfahren hinsicht-
lich der Anforderungen der Haftungs-
privilegierung eines GmbH-Geschäftsführers im 
Rahmen des ihm zustehenden unterneh-
merischen Ermessens. 

 
Danach setze die Haftungsprivilegierung voraus, 
dass das unternehmerische Handeln auf einer 
sorgfältigen Ermittlung der Entscheidungs-
grundlagen beruht. Der Geschäftsführer habe in 
der konkreten Entscheidungssituation alle 
verfügbaren Informationsquellen tatsächlicher 
und rechtlicher Art auszuschöpfen und auf dieser 
Grundlage die Vor- und Nachteile der 
bestehenden Handlungsoptionen sorgfältig 
abzuschätzen und den erkennbaren Risiken 
Rechnung zu tragen. Der Bundesgerichtshof 
stellte nun klar, dass nur wenn diese strengen 
Anforderungen erfüllt sind, Raum für die 
Zubilligung unternehmerischen Ermessens 
bestehe. 
 
 
3. Bewertung 
 
Mit dieser Klarstellung äußerte sich der BGH 
zum ersten Mal nach der Kodifizierung der 
Business Judgment Rule in § 93 Abs. 1 Satz 2 
AktG durch das UMAG (Gesetz zur Unterneh-
mensintegrität und Modernisierung des An-
fechtungsrechts) zur Haftungsprivilegierung des 
GmbH-Geschäftsführers für unternehmerische 
Entscheidungen. Dies soll Anlass sein, Inhalt 
und Folge der Business Judgment Rule im Fol-
genden kurz darzustellen. 
 
 
 



 

 

 
 
 
Mittlerweile ist in der juristischen Literatur an-
erkannt, dass die Business Judgment Rule auch 
auf den GmbH-Geschäftsführer Anwendung fin-
det, obgleich im GmbH-Recht keine ent-
sprechende Regelung enthalten ist. 
 
Die nach US-Vorbild eingeführte und vom BGH 
bereits in seiner „ARAG/Garmenbeck“-Entschei-
dung angewandte Business Judgment Rule 
(BGH Urteil v. 21. April 1997, BGHZ 135, 244) 
bewirkt, dass keine Pflichtverletzung des Ge-
schäftsführers vorliegt.  
 
Der Business Judgment Rule im Sinne des § 93 
Abs. 1 S. 2 AktG entspricht eine Geschäfts-
leitung, die: 
 
„bei einer unternehmerischen Entscheidung 
vernünftigerweise annehmen durfte, auf der 
Grundlage angemessener Information zum 
Wohle der Gesellschaft zu handeln“. 
 
Bei der Prüfung dieser „Innenhaftung“ sind fünf 
Tatbestandsmerkmale positiv festzustellen, 
dabei handelt es sich im Einzelnen um: 
 
 unternehmerische Entscheidung, 
 Handeln zum Wohle der Gesellschaft 
 kein Interessenkonflikt, 
 Handeln auf der Grundlage angemessener 

Information und  
 keine übergroßen Risiken. 
 
Der Bundesgerichtshof betonte in seinem 
Beschluss insbesondere die Notwendigkeit einer 
sorgfältigen Ermittlung der Entscheidungsgrund-
lage durch den Geschäftsführer und stellte klar,  
 
 

 
 
 
dass die Gewährung des Haftungsprivilegs für 
den unternehmerischen Entscheidungsspielraum 
nur unter engen Voraussetzungen erfolgt. Dies 
gelte umso mehr, als den Geschäftsführer für 
das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Business Judgement Rule auch die Beweislast 
trifft. So wies der BGH daraufhin, dass der 
Geschäftsführer zu beweisen habe, dass die 
Umschuldungsmaßnahmen auf einer sorgfäl-
tigen Ermittlung der Entscheidungsgrundlagen 
und ausreichender Information beruhten. Damit 
trägt der Geschäftsführer im Ergebnis trotz der 
Haftungsprivilegierung aufgrund der Business 
Judgment Rule ein nicht unerhebliches Haf-
tungsrisiko bei Ausübung seines unter-
nehmerischen Ermessens.  
 
 
4. Praxishinweis 
 
Für den Geschäftsführer ergibt sich aus den 
hohen Anforderungen der Haftungsprivilegierung 
der Business Judgement Rule, dass er zum 
eigenen Schutz bei bedeutsameren Ent-
scheidungen die einzelnen Schritte, die zu seiner 
Entscheidung geführt haben, auch dokumen-
tieren sollte. Mit einer entsprechenden 
Dokumentation wird ihm im Falle persönlicher 
Inanspruchnahme ermöglicht, den Beweis zu 
erbringen, dass er die Ermessensgrenzen 
eingehalten hat und somit sein Haftungsrisiko 
gegenüber der Gesellschaft reduziert. 
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